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Da die Bestellung des Insolvenzverwalters im konkreten Insolvenzverfahren regelmäßig eilbedürftig ist, führen die Insolvenzge-

richte sog. Vorauswahllisten, in die alle Bewerberinnen aufgenommen werden, die zur Übernahme von Insolvenzverwaltungen

bereit und generell geeignet sind. Gesetzliche Regelungen dazu, in welcher Art und mit welchem Inhalt eine Vorauswahlliste für

Insolvenzverwalter zu führen ist, fehlen, obgleich in der rechtspolitischen Diskussionweitgehend Einigkeit darüber besteht, dass

gesetzliche Bestimmungen zu einer Vorauswahlliste geschaffen werden sollten (s. insofern auch den Vorschlag von Schmitt-

mann, BB 8/2022, „Die Erste Seite“ [in diesem Heft]). Um hier Abhilfe zu schaffen, hat die Landesarbeitsgruppe „Vorauswahlliste

für Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwalter“ von zehn Bundesländern kürzlich einen Bericht vorgelegt, der nach Ansicht

des Gravenbrucher Kreises den rund 180 Insolvenzgerichten in Deutschland eine fachliche Handreichung nach bundesweit ein-

heitlichen Kriterien gebenwürde, die auch dem Verfassungs- und Europarecht gerecht werden sollte. „Die Auswahlliste für Insol-

venzverwalter sollte fair, unbürokratisch und handhabbar sein…“, sagt Lucas Flöther, Sprecher des Gravenbrucher Kreises (PM

Gravenbrucher Kreis vom 12.1.2022). „Zudem muss eine klare Abstufung gewahrt sein zwischen einheitlicher Berufszulassung

und weiterführenden Kompetenzen, die für konkrete Insolvenzverfahren relevant sind. Für die Führung der Liste halten wir die

regionalen Rechtsanwaltskammern für die geeigneten Instanzen.“

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Kein Anspruch nach § 852 Satz 1 BGB

bei Erwerb eines vom sogenannten Diesel-

skandal betroffenen Gebrauchtwagens

Der u. a. für Schadensersatzansprüche aus uner-

laubten Handlungen zuständige VII. Zivilsenat

hat in fünf gleichzeitig verhandelten „Dieselver-

fahren“ betreffend die Volkswagen AG, denen

jeweils der Erwerb eines Gebrauchtwagens zu-

grunde lag, mit Urteilen vom 10.2.2022 – VII ZR

365/21, VII ZR 396/21, VII ZR 679/21, VII ZR 692/

21 und VII ZR 717/21 – entschieden, dass nach

Eintritt der Verjährung des gegen den Hersteller

gerichteten Schadensersatzanspruchs des Erwer-

bers aus § 826 BGB kein Anspruch des Erwerbers

gegen den Hersteller gemäß § 852 Satz 1 BGB

besteht.

Soweit – mit Ausnahme des Verfahrens VII ZR

396/21 – die jeweils mit der Klage geltend ge-

machten Ansprüche der Klageparteien aus

§ 826 BGB verjährt waren, haben die Beru-

fungsgerichte einen Anspruch der Klagepartei-

en gemäß § 852 Satz 1 BGB zu Recht verneint.

Nach Sinn und Zweck der Vorschrift sollen

demjenigen, der einen anderen durch uner-

laubte Handlung schädigt und dadurch sein

Vermögen mehrt, auch bei Verjährung des

Schadensersatzanspruchs nicht die auf diese

Weise erlangten Vorteile verbleiben. Die dem

Anspruch zugrundeliegende Vermögensver-

schiebung kann auch durch einen oder mehre-

re Dritte vermittelt werden, solange sie in ei-

nem ursächlichen Zusammenhang mit der

unerlaubten Handlung steht. Wenn ein Ver-

mögensverlust beim Geschädigten einen ent-

sprechenden Vermögenszuwachs beim Schädi-

ger zur Folge gehabt hat, ist er daher nach § 852

Satz 1 BGB auch dann herauszugeben, wenn

diese Vermögensverschiebung dem Schädiger

durch Dritte vermittelt worden ist. Unberührt

bleibt davon die Notwendigkeit, dass der Vermö-

genszuwachs auf dem Vermögensverlust des Ge-

schädigten beruhen muss. Daher setzt ein An-

spruch aus § 852 Satz 1 BGB jedenfalls voraus,

dass die Herstellerin im Verhältnis zum Geschä-

digten etwas aus dem Fahrzeugverkauf an diesen

erlangthat.

Jedenfalls in mehraktigen Fällen wie bei dem

Kauf eines von der Herstellerin mit einer unzu-

lässigen Abschalteinrichtung in den Verkehr ge-

brachten und von dem Geschädigten erst später

von einem Dritten erworbenen Gebrauchtwa-

gens führt der letztgenannte Erwerbsvorgang

indes zu keiner Vermögensverschiebung im Ver-

hältnis zwischen dem Geschädigten und der

Herstellerin. Denn der Herstellerin, die einen et-

waigen Vorteil bereits mit dem Inverkehrbringen

des Fahrzeugs als Neuwagen realisiert hat, fließt

im Zusammenhang mit dem im Abschluss des

ungewollten Vertrags liegenden Vermögens-

schaden des Geschädigten durch ihre uner-

laubte Handlung nichts mehr zu. Bei einem Ge-

brauchtwagenverkauf, der zwischen dem kla-

genden Geschädigten und einem Dritten abge-

schlossen wird, partizipiert die Herstellerin

weder unmittelbar noch mittelbar an einem et-

waigen Verkäufergewinn aus diesem Kaufver-

trag, sei es, dass der Gebrauchtwagen von einer

Privatperson oder von einem Händler an den

Geschädigten verkauft wurde. Deshalb scheidet

in diesen Fällen ein Anspruch nach § 852 Satz 1

BGB aus.
(PM BGH Nr. 018/2022 vom 10.2.2022)

BGH: Werbung für eine ärztliche Fernbe-

handlung

a) Der für die Zulässigkeit der Werbung für eine

ärztliche Fernbehandlung maßgebliche Begriff

der „allgemein anerkannten fachlichen Stan-

dards“ im Sinne von § 9 Satz 2 HWG ist unter

Rückgriff auf den entsprechenden Begriff in

§ 630a Abs. 2 BGB und die dazu mit Blick auf die

vom Arzt zu erfüllenden Pflichten aus einem

medizinischen Behandlungsvertrag entwickelten

Grundsätze auszulegen.

b) Die für einen geltend gemachten Verletzungs-

unterlassungsanspruch erforderliche Wiederho-

lungsgefahr erstreckt sich im Ausgangspunkt

auf mit der konkreten Verletzungshandlung

identische Verletzungshandlungen. Im Interesse

eines wirksamen Rechtsschutzes besteht eine

Wiederholungsgefahr darüber hinausgehend für

alle im Kern gleichartigen Verletzungshandlun-

gen, in denen das Charakteristische der konkre-

ten Verletzungsform zum Ausdruck kommt. In

dem Umfang, in dem der geltend gemachte Un-

terlassungsanspruch über eine zulässige Verall-

gemeinerung hinausgeht, fehlt es an der erfor-

derlichen Wiederholungsgefahr. Der Unterlas-

sungsanspruch ist in diesem Umfang unbegrün-

det und der Klageantrag insoweit abzuweisen,

sofern auch greifbare Anhaltspunkte für eine

Erstbegehungsgefahr fehlen.

BGH, Urteil vom 9.12.2021 – I ZR 146/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-385-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Registrierter Inkassodienstleister –

Geltendmachung zu viel gezahlter Miete

und Aufforderung zur Herabsetzung der

Miete auf den zulässigen Höchstbetrag

a) Die Berliner Mietenbegrenzungsverordnung

vom 28. April 2015 (GVBl. 2015 S. 101) ist nicht

wegen einer unzureichenden Veröffentlichung

der Begründung unwirksam. Die Verordnungs-

begründung ist in hinreichender Weise und

rechtzeitig vor Inkrafttreten der Verordnung am

1. Juni 2015 veröffentlicht worden (Bestätigung

des Senatsurteils vom 27. Mai 2020 – VIII ZR 45/

19, BGHZ 225, 352 Rn. 83 ff. sowie des Senatsbe-

schlusses vom 27. Mai 2020 – VIII ZR 292/19,

WuM 2020, 488 Rn. 6 ff.).

b) Nimmt ein registrierter Inkassodienstleister im

Rahmen der von ihm für den Mieter einer Woh-

nung gemäß § 556d Abs. 2 BGB erhobenen Rüge
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